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Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Am 17. April 2024 sind bei uns die Überbauungsordnung (UeO) und die Zone mit Planungspflicht (ZPP) 
Nr. 28 «Landi-Areal» mit folgenden Akten zur Vorprüfung eingegangen: 
 
‒ Zonenplanänderung 1:1'000 (vom April 2024) 
‒ Baureglementsänderung (vom April 2024) 
‒ Überbauungsplan 1:500 (vom April 2024) 
‒ Überbauungsvorschriften (vom April 2024) 
‒ Richtprojekt (vom 29. Februar 2024) 
‒ Erläuterungsbericht + diverse Anhänge (vom April 2024) 
‒ Mitwirkungsbericht (vom April 2024) 
 
Wir haben bei folgenden Ämtern und Fachstellen eine Vernehmlassung durchgeführt: 
 
‒ Amt für öffentlichen Verkehr und Verkehrskoordination (AÖV), Fachbericht vom 13. Mai 2024 
‒ Tiefbauamt des Kantons Bern (TBA), Dienstleistungszentrum (DLZ), E-Mail vom 16. Mai 2024 
‒ Amt für Landwirtschaft und Natur (LANAT), Abteilung Naturförderung (ANF), E-Mail vom 17. Mai 2024 
‒ Amt für Umwelt und Energie (AUE), E-Mail vom 23. Mai 2024 
‒ TBA, Oberingenieurkreis (OIK) III, Stellungnahme vom 31. Mai 2024 
‒ Amt für Wasser und Abfall (AWA), Fachbericht vom 3. Juni 2024 
‒ Kantonales Laboratorium (KL), Stellungnahme vom 10. Juni 2024 
‒ Kantonale Denkmalpflege (KDP), E-Mail vom 27. Juni 2024 
‒ AUE, Abteilung Immissionsschutz, Fachbericht vom 26. August 2024 
 
Gestützt auf die Stellungnahmen der Fachstellen und unserer eigenen Beurteilung geben wir Ihnen die 
Ergebnisse unserer Vorprüfung bekannt: 
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1. Allgemeines zur Vorprüfung 

Zweck der Vorprüfung ist die Feststellung der Genehmigungsfähigkeit von Plänen, Vorschriften und deren 
Abänderungen. Genehmigungsfähig sind Pläne und Vorschriften, wenn sie rechtmässig und mit den über-
geordneten Planungen vereinbar sind (Art. 61 Abs. 1 BauG). Die Vorprüfung weist auf allfällige Widersprü-
che zum geltenden Recht oder zu übergeordneten Planungen hin und zeigt auf, wie sie behoben werden 
können. So wurden auch die Anträge der Amts- und Fachstellen geprüft, entsprechend gewichtet und 
fanden, wo erforderlich, Eingang im nachfolgenden Bericht. 
 
Mit den nachfolgend formulierten Genehmigungsvorbehalten (GV) werden Lücken oder ungelöste Fragen 
in einer Planung angesprochen, welche bei Nichtberücksichtigung zu einer Nichtgenehmigung einzelner 
Festlegungen oder gar der ganzen Planung führen können. Die Bereinigung solcher Vorbehalte verhindert 
nachträgliche, zeitaufwändige Änderungs- und Anpassungsverfahren während der Genehmigung und ist 
zwingend vorzunehmen. 
 
Wir ergänzen unsere Ausführungen mit Empfehlungen (E) und Hinweisen (H), deren Umsetzung die Nach-
vollziehbarkeit und Konsistenz der Planung verbessern soll. 

2. Ausgangslage 

Das im Zentrum der Gemeinde Münchenbuchsee liegende Landi-Areal soll umstrukturiert werden. Die 
Gemeinde und die Grundeigentümerin beabsichtigen auf dem Gelände eine Überbauung mit Wohnen als 
Schwerpunktnutzung zu erstellen. Zusätzlich ist untergeordnet eine Verkaufs-, Dienstleistungs- und Ge-
werbenutzung vorgesehen. Hierfür wurde ein mehrstufiges Verfahren zur Qualitätssicherung durchgeführt, 
welches mit einem Studienauftrag nach SIA-Ordnung 143 abgeschlossen wurde. Die Siegerstudie des 
Studienauftrages wurde zu einem Richtprojekt weiterentwickelt, welches die Grundlage für die Erarbeitung 
der UeO / ZPP Nr. 28 «Landi-Areal» bildet.  
 
Unter Vorbehalt der in folgenden Kapiteln bezeichneten Genehmigungsvorbehalte können wir der UeO / 
ZPP Nr. 28 «Landi-Areal» zustimmen und eine Genehmigung in Aussicht stellen. 

3. Lärmschutz 

Das Planungsgebiet liegt an der stark befahrenen Eisenbahnstrecke Bern–Biel sowie an der Kreuzung 
Tal- / Bahnhofstrasse und in unmittelbarer Nähe der Bernstrasse. Im Perimeter «Landi-Areal» gilt die Lärm-
empfindlichkeitsstufe ES III. Den Unterlagen liegt ein Fachgutachten Lärm vom 29. Juni 2023 bei, welches 
aufzeigt, dass die IGW an folgenden Punkten nicht eingehalten werden können: 
 

  Tagesüber auf der Südostseite: Die IGW werden an der äusseren Grenze des Areals um 4.9 Dezibel 
überschritten. Erst ab 12 m innerhalb des Areals können die IGW eingehalten werden.  

  Tagesüber auf der Nordwest- und Südwestseite: Die IGW werden an der äusseren Grenze des Areals 
um 1.0 Dezibel überschritten. Erst ab 2 m innerhalb des Areals können die IGW eingehalten werden. 

 
Mit der Aktualisierung des Fachgutachtens wurde festgestellt, dass gemäss Projekt «Kaffee im Kosmos» 
an den Fassaden der geplanten Neubauten keine Überschreitungen der IGW zu erwarten seien, eine zu-
künftige Verkehrszunahme jedoch zu einer Überschreitung an der Südostseite führen könnte. Dies stelle 
jedoch kein Problem dar, da im ersten Vollgeschoss Detailhandel geplant sei und für diese Nutzung höhere 
Grenzwerte gelten würden. Gemäss Überbauungsvorschriften (UeV) wird die Wohnnutzung im 1. Vollge-
schoss hingegen nicht ausgeschlossen. Diesem Umstand ist Rechnung zu tragen.  
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Weiter wird in der Aktualisierung des Fachgutachtens ausgeführt, dass in den oberen Vollgeschossen des 
Südostseite zwar keine Überschreitungen vorliegen würden, die dortigen Immissionen im subjektiven 
Lärmempfinden für Wohnnutzungen jedoch relativ hoch seien. Bezügliche den Lärmüberschreitungen wer-
den im Fachgutachten auf der Seite 10 diverse Massnahmen aufgeführt.  
 
Die Behebung der Lärmproblematik ist im erstmöglichen Verfahren anzugehen und kann nicht ins Baube-
willigungsverfahren verschoben werden. Die Gemeinde hat aufzuzeigen, dass die ES III vor allem betref-
fend Strassenlärm im südöstlichen Punkt der UeO mit Massnahmen eingehalten werden kann. Die Ge-
meinde hat aufzuzeigen (bspw. im Erläuterungsbericht [EB]), mit welchen möglichen Massnahmen aus 
dem Lärmgutachten vom 31. März 2023 und dessen Aktualisierung die IGW tagsüber eingehalten werden 
können. Anschliessend muss die Gemeinde in Art. 13 UeV entweder auf die konkreten möglichen Mass-
nahmen des Lärmgutachtens hinweisen, die in Frage kommen, oder diese direkt als Möglichkeiten in den 
UeV verankern. GV  

4. Verkehr allgemein 

Gemäss Art. 85 Abs. 2 SG wird pro Grundstück in der Regel nur ein Strassenanschluss bewilligt. Mehr als 
ein Anschluss bedarf einer besonderen Begründung. Das vorliegende Areal soll von Süden her ab der 
Bahnhofstrasse und von Norden her über das Grundstück Nr. 2290 erschlossen werden. Im Norden wer-
den gar zwei Anschlüsse im Überbauungsplan (UeP) eingezeichnet. Im EB fehlen Ausführungen, weshalb 
drei Anschlüsse notwendig sind. Die Gemeinde hat zu begründen, weshalb für die Überbauung drei An-
schlüsse erforderlich sind. GV  
 
Der Knoten Bern-/Talstrasse ist gemäss EB (S. 26) in den Spitzenstunden überlastet. Dieser Umstand 
führt häufig zu einer Rückstausituation auf anderen Strassen in der Umgebung. Daher wurde auf Basis 
des «Grundlagenpapiers Verkehr zur Testplanung» im Rahmen des Studienauftrags entschieden, maximal 
0.7 Abstellplätze pro Wohnung zuzulassen. Im Zusammenhang mit der Erschliessung und der Verkehrs-
überlastung wird das Thema der Verkehrssicherheit jedoch in keinem Dokument abgehandelt. Somit kann 
aus den Unterlagen nicht nachvollzogen werden, ob die Erschliessung den Normen in Punkto Verkehrssi-
cherheit entspricht. Damit die Verkehrssicherheit abschliessend beurteilt werden kann, ist sie durch die 
Gemeinde zu plausibilisieren. Die Erschliessung des Areals ist zu überprüfen und die Ergebnisse sind im 
EB nachvollziehbar darzustellen (inkl. Sichtweiten, Radien etc). GV  
 
In Bezug auf die Verkehrssicherheit ist Art. 12 UeV hervorzuheben. Genannter Artikel besagt, dass An- 
und Kleinbauten im Strassenvorland und im Grünbereich zugelassen sind. Somit könnten allenfalls Bauten 
im Strassenabstand zu liegen kommen. Dieser Umstand hat ebenfalls in den Erläuterungen zur Verkehrs-
sicherheit einzufliessen, falls die Gemeinde entscheidet, dass der Strassenabstand mit der UeO reduziert 
werden soll (siehe dazu Genehmigungsvorbehalt zu Art. 12 in Kap. 7.2 dieses Berichtes). GV   

5. Koordination Raumplanung und Störfallvorsorge 

Die konkret umzusetzenden Schutzmassnahmen in Bezug auf die Koordination von Raumplanung und 
Störfallvorsorge müssen im letzten Schritt der Nutzungsplanung eindeutig definiert und verbindlich festge-
schrieben werden müssen (wie dies korrekterweise in Abs. 7 der ZPP-Vorschriften festgehalten wird). Die 
Erbringung von «Nachweisen» zur Umsetzung von solchen Schutzmassnahmen im Baubewilligungsver-
fahren ist nicht zulässig. Die Gemeinde hat allfällige Schutzmassnahmen verbindlich in Art. 30 UeV fest-
zulegen. Art. 30 UeV ist entsprechend anzupassen.  GV 
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6. Änderung der baurechtlichen Grundordnung 

6.1 Zonenplan 

Bei der Legende muss der «Wirkungsbereich der Zonenplanänderung» unter den Inhalten aufgeführt wer-
den. GV 

6.2 Baureglement 

Abs. 4 Die Gestaltung des Perimeters wird eher knapp beschrieben. Es fehlen Erläuterungen 
zum Standort der neuen Gebäude sowie Ausführungen zu den Gestaltungsgrundsät-
zen der Gebäude und Anlagen. Der Fokus liegt auf der Aussenraumgestaltung, grund-
sätzlich sind jedoch auch bereits Gestaltungsgrundsätze für Bauten und Anlagen in 
der ZPP festzulegen. Wir bitten die Gemeinde dies noch nachzuholen. H 

Abs. 5 Siehe Genehmigungsvorbehalt im Kapitel 4 dieses Berichtes. GV 

Abs. 8 Hier wird auf das Richtprojekt Bezug genommen, welches auf Stufe UeO verankert 
wird. Wir empfehlen der Gemeinde, die Hinweisspalte dahingehend zu aktualisieren, 
dass nur das Richtprojekt erwähnt wird und nicht auch zusätzlich die Siegerstudie. H 

7. Überbauungsordnung 

7.1 Überbauungsplan 

Der UeP hat mit den UeV übereinzustimmen. Dies ist vorliegend nicht der Fall. Einerseits legt der UeP ein 
zu pflanzender Baum fest, die Formulierung ist also in der Einzahl gewählt. Gemäss Legende handelt es 
sich dabei sogar um einen verpflichtenden Inhalt. Andererseits ist in den UeV wiederum von mind. acht 
(vgl. Art. 19 Abs. 3 UeV) resp. zwei zu pflanzenden Bäume (vgl. Art. 21 Abs. 2 UeV) die Rede. Die in der 
UeV erwähnten mind. acht bis zehn Bäume sind im UeP nicht abgebildet. Entweder ist der UeP anzupas-
sen und die acht bis zehn Bäume entsprechend einzuzeichnen oder die UeV sind so zu formulieren, dass 
sie mit dem UeP übereinstimmen. GV 
 
Um die Widersprüche zwischen dem UeP und UeV zu vermeiden, empfehlen wir die zu pflanzende Bäume 
aus dem UeP zu entfernen. E 

7.2 Überbauungsvorschriften 

Art. 5 Die Revision der Ortsplanung (OPR) befindet sich im Genehmigungsverfahren. Neu 
wir die Mischzone in Art. 211 Abs. 4 des Baureglements (GBR) geregelt. Falls die 
OPR vor der vorliegenden Planung genehmigt wird, dann ist der Verweis auf Art. 30 
GBR entsprechend anzupassen. H 

Art. 12 Laut der vorliegenden Bestimmung sollen An- und Kleinbauten im Strassenvorland 
und im Grünbereich zugelassen werden. Somit könnten unter Umständen Bauten im 
Strassenabstand zu liegen kommen. Gemäss Art. 27 Abs. 1 GBR ist zu Detailer-
schliessungen einen Abstand von 3.60 m einzuhalten. Dies ist in der Bestimmung auf-
zuführen. GV 

Art. 13 Siehe Genehmigungsvorbehalt in Kapitel 3 dieses Berichtes. GV 
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Art. 14 In Art. 14 UeV wird auf das Richtprojekt Bezug genommen. Das Richtprojekt fehlt im 
Anhang. Das Richtprojekt ist mindestens mit den massgebenden Inhalten dem An-
hang hinzuzufügen. GV 

Die Ausnahmeregelung von Art. 14 Abs. 3 UeV ist nicht zulässig. Wenn Teile des 
Richtprojekts verbindlich erklärt werden, dann sind keine Abweichungen davon zuläs-
sig. Uns stell sich die Frage, weshalb Inhalte verbindlich sein sollen, wenn dann doch 
davon abgewichen werden kann. Wir bitten die Gemeinde dies nachvollziehbar zu 
erläutern und die Bestimmung entsprechend anzupassen. GV 

Art. 24 Es bedarf einer Vereinheitlichung: Gemäss UeP gehören die zu pflanzende Bäume 
zum verpflichtenden Inhalt. Art. 24 wiederum legt fest, dass das Richtprojekt für die 
Anordnung der Bepflanzung nur wegleitend sein soll. Wie bereits in Kap. 7.1 erwähnt, 
hat die Gemeinde zu entscheiden, ob die Anordnung resp. der Standort der zu pflan-
zende Bäume verpflichtender oder hinweisender Art ist. GV 

Art. 26 bis 28 Siehe Genehmigungsvorbehalt im Kapitel 4 dieses Berichtes sowie zu Abs. 5 der ZPP. 
GV 

Art. 30 Siehe Genehmigungsvorbehalt im Kapitel 5 dieses Berichtes. GV 

8. Weitere Empfehlungen und Hinweise 

8.1 Energie 

Im EB (Kap. 3.2.5) wird ausreichend begründet, weshalb keiner der im Richtplan Energie der Gemeinde 
Münchenbuchsee (vgl. M12 auf S. 12 der Massnahmenblätter Richtplan Energie Münchenbuchsee) auf-
geführten Energieträger innerhalb der ZPP Nr. 28 «Landi-Areal» umsetzbar ist. Das AUE kann der Abwei-
chung vom Richtplan daher zustimmen. H 
 
Da sich die UeO / ZPP Nr. 28 «Landi-Areal» an zentraler Lage befindet und die Gemeinde Münchenbuch-
see sowohl das Label «Energiestadt» trägt als auch über einen Richtplan Energie verfügt, würde sich das 
Vorhaben eignen, um erweiterte Energievorschriften zu erlassen. So könnte die Gemeinde gemäss Art. 
13 Abs. 1 Bst. b KEnG die gewichtete Gesamtenergieeffizienz (gGEE) weiter begrenzen. Eine entspre-
chende Prüfung würde das AUE begrüssen. Für die Formulierung können die kantonalen Mustervorschrif-
ten (Kommunale Energievorschriften (be.ch)) zur Hilfe genommen werden. E  

8.2 Grundwasserschutz 

Unter Vorbehalt, dass die Vorgaben betreffend Gewässerschutz berücksichtigt werden, bestehen aus 
Sicht des Grundwasserschutzes grundsätzlich keine Einwände oder Genehmigungsvorbehalte gegen die 
vorliegende Planung. Mit Kenntnisstand der geologischen Archivrecherche wurden die geologischen und 
hydrogeologischen Informationen und Randbedingungen, bautechnische Hinweise, Folgerungen und 
Empfehlungen sowie gewässerschutzrechtliche Aspekte betreffend Grundwasser als auch Versickerung 
(u.a. Einbauten ins Grundwasser, zulässige Verfahren im Grundwasser, Minimalabstand Unterkante Ver-
sickerungsanlage zum maximalen Grundwasserstand, Versickerung auf belasteten Standorten, Grund-
wasserüberwachung / Grundwassermessungen, Sickerleistung, etc.) im Bericht «Geologische Archivre-
cherche» vom 22. August 2023 der Geotechnisches Institut AG detailliert und ausreichend gewürdigt. Aus 
Sicht Grundwasserschutz ist die Empfehlung für das weitere Vorgehen betreffend Grundwasser und Ver-
sickerung gemäss vorgenanntem Bericht (vgl. u.a. Kapitel 3.3, 4.6, 5.2) korrekt und auch erforderlich. Die 
Massnahmen sollten wie empfohlen frühzeitig und in ausreichendem Masse sowie belastbar durchgeführt 
werden. E  

https://www.weu.be.ch/de/start/themen/energie/energievorschriften-gemeinden.html


 
 

Vorprüfungsbericht gemäss Art. 59 BauG und 118 BauV 

 

2024.DIJ.7788 / 00.1036 6/8

Der Perimeter der UeO / ZPP Nr. 28 «Landi-Areal» befindet sich im Gewässerschutzbereich Au. Wie in 
den Unterlagen bereits aufgeführt, dürfen in diesem Bereich keine Anlagen erstellt werden, die unter dem 
mittleren Grundwasserspiegel liegen (Anhang 4 Ziffer 211 Abs. 2 GSchV). Die Behörde kann Ausnahmen 
bewilligen, soweit die Durchflusskapazität des Grundwassers gegenüber dem unbeeinflussten Zustand um 
höchstens 10 Prozent vermindert wird (10%-Nachweis, Ausnahmebewilligung). Nach Auslegung des Bun-
desgerichts im Urteil 1C_460/2020 vom 30. März 2021 sind Ausnahmebewilligungen für Einbauten ins 
Grundwasser unterhalb des mittleren Grundwasserspiegels im Gewässerschutzbereich Au mit Zurückhal-
tung zu erteilen.  
 
Für die Projektierung möchte das AWA noch darauf hinweisen, dass eine Ausnahmebewilligung hinsicht-
lich Durchflussverminderung des Grundwasserträgers nur erteilt werden kann, sofern das Bauvorhaben 
hinsichtlich Grundwasserschutz optimiert worden ist und eine Interessenabwägung vorliegt (siehe auch 
genanntes Urteil 1C_460/2020 vom 30. März 2021). Dies bedeutet, dass die Einbauten ins Grundwasser 
nachweisbar auf das absolut notwendige Mass minimiert worden sind (bspw. entsprechende Fundations-
massnahmen, Reduktion Raumhöhe Untergeschoss, etc.). Zudem ist die Interessenabwägung aufzuzei-
gen (Interessen für den Einbau sowie die Interessen gegen die Verminderung der Durchflusskapazität). 
Dieser Nachweis der Optimierung des Bauvorhabens hinsichtlich Einbauten unter den mittleren Grund-
wasserspiegel sowie die Interessenabwägung sind mit dem Baugesuch resp. dem Gesuch für eine Aus-
nahmebewilligung inkl. hydrogeologischen Gutachten einzureichen. H 
 
Die allgemeinen Auflagen gemäss kantonalem Merkblatt «Bauten im Grundwasser und Grundwasserab-
senkungen» (April 2013) sind zu beachten. H 

8.3 Belastete Standorte 

Die vorgesehene Baureglements- und Zonenplanänderung tangiert den im Kataster der belasteten Stand-
orte eingetragenen Standort mit der Nr. 05460106 (Parzelle Nr. 68). Bauvorhaben auf belasteten Stand-
orten sind vom AWA, Fachbereich Altlasten, beurteilen zu lassen. Die erforderlichen Auflagen werden im 
Rahmen des Baubewilligungsverfahrens festgelegt. In der Regel sind vor der Realisierung solcher Bau-
vorhaben altlasten- und/oder abfallrechtliche Untersuchungen notwendig (vgl. Art. 24-27 AbfV). Diese Ab-
klärungen müssen von einer Fachperson für Altlastenfragen durchgeführt werden. Das Vorgehen ist vor-
gängig vom AWA genehmigen zu lassen. H 

8.4 Grundstückentwässerung 

Sämtliche Gebiete mit Zonenplanänderungen sind gemäss aktuellem generellem Entwässerungsplan 
(GEP) zu erschliessen. Falls die Erschliessung neuer Bauzonen im GEP nicht vorgesehen ist, muss das 
Teilprojekt «Entwässerungskonzept» durch den GEP-Ingenieur nachgeführt werden. Sämtliche Gebiete 
mit Zonenplanänderungen sind gemäss der aktuellen generellen Wasserversorgungsplanung (GWP) zu 
erschliessen und mit der zuständigen Wasserversorgung abzusprechen. Falls die Erschliessung neuer 
Bauzonen in der GWP nicht vorgesehen ist, muss diese vorgängig durch den GWP-Ingenieur nachgeführt 
werden. H 

8.5 Gesamtverkehr 

Das AÖV begrüsst die Planung mit Augenmerk auf die Aufenthaltsqualität und eine autoarme Siedlungs-
gestaltung, indem die Parkplätze vorwiegend unterirdisch angeordnet werden und auf die untere Band-
breite der kantonalen Bauverordnung Art. 51 (0,7 Abstellplätze pro Wohnung) begrenzt werden. Für die 
Veloabstellplätze gelten die Bestimmungen nach Art. 54c der Bauverordnung, die u.a. vorgeben, dass 
wenigstens die Hälfte der Veloabstellplätz zu überdachen ist. Für die Gestaltung der Veloabstellplätze ist 
Art. 54c der Bauverordnung beizuziehen und in den Bauvorschriften zu erwähnen. H 
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9. Weiteres Vorgehen 

Die bereinigte Planung ist während 30 Tagen zusammen mit dem Vorprüfungsbericht öffentlich aufzulegen 
(Art. 60 Abs. 1 BauG; Art. 54 Abs. 2 GG). In der Publikation ist darauf hinzuweisen, dass während der 
Auflagefrist, schriftlich begründet Einsprache erhoben werden kann (Art. 60 Abs. 2 BauG). 
 
Einspracheverhandlungen sind vor der Beschlussfassung durch das zuständige Organ abzuhalten (Art. 60 
Abs. 2 BauG). Es empfiehlt sich deshalb, zwischen dem Ende der Auflagefrist und dem für die Beschluss-
fassung vorgesehenen Termin für diesen Zweck hinreichend Zeit auszusparen.  
 
Die Einladung zur Gemeindeversammlung oder zur Urnenabstimmung ist mindestens 30 Tage vorher be-
kannt zu machen (Art. 9 Abs. 1 GV). 
 
Werden vor oder bei der Beschlussfassung Änderungen angebracht, ist den davon Betroffenen Kenntnis 
und Gelegenheit zur Einsprache zu geben (Art. 60 Abs. 3 BauG). 
  
Nach der Beschlussfassung und dem Ablauf der 30-tägigen Beschwerdefrist (Art. 67 VRPG) ist die Pla-
nung ohne Verzug dem Amt für Gemeinden und Raumordnung zur Genehmigung einzureichen (Art. 120 
Abs. 1 BauV). Eine Kopie des Überweisungsschreibens ist dem Regierungsstatthalteramt zuzustellen. 
 
Die Pläne und Vorschriften sind in 6-facher Ausfertigung, versehen mit den Genehmigungsvermerken, 
den Unterschriften der Präsidentin / des Präsidenten und der Sekretärin / des Sekretärs des beschluss-
fassenden Organs sowie dem Auflagezeugnis der Gemeindeschreiberin / des Gemeindeschreibers einzu-
reichen (Art. 120 Abs. 2 BauV). 
 
Beizulegen sind: 
‒ Aktualisierter Erläuterungsbericht nach Art. 47 RPV (6-fach) 
‒ die Auflageexemplare 
‒ Publikationstexte 
‒ die Einsprachen mit Lokalisierung in einem Übersichtsplan und die Protokolle der Einspracheverhand-

lungen 
‒ ein Bericht und begründeter Antrag des Gemeinderates über die unerledigten Einsprachen 
‒ ein Protokollauszug des Resultates der Abstimmung und der Sitzung des Gemeinderates 
‒ kommunales Reglement über die Mehrwertabgabe (MWAR), resp. Bestätigung, dass kein MWAR er-

lassen wurde (Art. 142 Abs. 4 BauG). 
 
Vorlagen zu Publikationstexten, zur Behandlung von Einsprachen und weitere Checklisten finden Sie auf 
unserer Homepage unter Arbeitshilfen/Muster und Checklisten. 
 
Die digitalen Daten sind gleichzeitig mit der Genehmigungseingabe gestützt auf Art. T4-1 Abs. 3 BauG im 
Datenmodell DM.16-Npl-BE dem Amt für Geoinformation (AGI) zum Download und zur weiteren Verarbei-
tung zur Verfügung zu stellen (Erfassungsvorschriften und Datenmodell siehe Datenmodell der Digitalen 
Nutzungsplanung (be.ch) - Datenmodell).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.raumplanung.dij.be.ch/de/start/raumplanungsthemen/spezialthemen/datenmodell-der-digitalen-nutzungsplanung.html
https://www.raumplanung.dij.be.ch/de/start/raumplanungsthemen/spezialthemen/datenmodell-der-digitalen-nutzungsplanung.html


 
 

Vorprüfungsbericht gemäss Art. 59 BauG und 118 BauV 
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Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
 Freundliche Grüsse 

 
 
 
 
 
 

Amt für Gemeinden und Raumordnung 
Abteilung Orts- und Regionalplanung 
 
 
 
 
 
Javier García Gutiérrez 
Raumplaner 

 
 
 
 
Beilagen: 
‒ Fachberichte (AÖV, OIK III, AWA, KL, AUE-IMM) 
 
Kopie per E-Mail mit Beilagen (Fachberichte): 
‒ Ecoptima AG, info@ecoptima.ch 
 
Kopie per E-Mail: 
‒ Regierungsstatthalteramt Bern–Mittelland 
‒ AÖV 
‒ TBA-DLZ 
‒ ANF 
‒ AUE-EN 
‒ TBA-OIK III 
‒ AWA  
‒ KL 
‒ KDP 
‒ AUE-IMM 
‒ AGR-Intern: RUM, FLM und SUR 
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